
 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 – 2018 
 Datum: 15.08.2016 
 SR/BerVoSr/308/2016 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

06.09.2016 Ö 

 
 
Verfasser:   Susanne Born  FB/Az: 10.01.04 u.a. 
 
 

Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der 
Sitzung vom 30.06.2016 
 

Zusammenfassung:  Pflichtgemäßer Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 
aus der Sitzung vom 30.06.2016 
  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Lutz Jakubczak am 11.08.2016 
Bürgermeister Voß am 15.08.2016 
 

 

Sachverhalt: 
 
TOP 7.3 I. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ratzeburg über die Bildung 
eines Jugendbeirates vom 30.09.2014 
 
Über die Empfehlung des ASJS entscheidet die Stadtvertretung in ihrer Sitzung am 
26.09.2016. 
 
 
TOP 8 Kindertagesstätten; hier: Festsetzung der Höhe der anzurechnenden 
Elternbeiträge bei der Ermittlung der Betriebskostenzuschüsse  
 
Es war nichts zu veranlassen. 
 
 
TOP 9 Kommunale Integrationsstrategie 
 
Das Thema wird unter  TOP 9. erneut beraten.  
 
 

Mitgezeichnet haben: 
  
 

Ö  4



 

Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 – 2018 
 Datum: 22.08.2016 
 SR/BerVoSr/310/2016 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

06.09.2016 Ö 

 
 
Verfasser:   Herr Lutz Jakubczak  FB/Az:  
 
 

Bericht der Verwaltung 
 
Volkshochschule Ratzeburg 

  
Für eine hauptamtliche Geschäftsführung der VHS Ratzeburg sind grundlegende 
Änderungen der finanziellen und personellen Ausstattung notwendig. 
  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Lutz Jakubczak am 16.08.2016 
Bürgermeister Voß am 19.08.2016 
 

 

Sachverhalt: 
Die Verwaltung wurde beauftragt, zur Vorbereitung einer hauptamtlichen 
Geschäftsführung der Volkshochschule Ratzeburg, die seinerzeit aufgezeigten 
alternativen Finanzierungsmöglichkeiten zu prüfen. 
 
Gespräch mit der Vorsitzenden des Landesverbandes der Volkshochschulen, Frau 
Peters, sowie Herrn Martens und dem Bürgermeister am 21.7.2016 in Ratzeburg: 
 
Frau Peters lobt die Arbeit der VHS Ratzeburg seit der Übernahme der Leitung durch 
Herrn Martens und der Geschäftsführung durch Frau Tessmer. Sie sei inhaltlich und 
umfänglich enorm gewachsen und stelle sich den gesellschaftlichen 
Herausforderungen der Daseinsvorsorge, insbesondere auch bei der aktuellen 
Integrationsarbeit und der politischen Bildung.  
 
Der Weiterbildungsbedarf bei Erwachsenen steigt enorm. Ziel ist es, 1 % der 
Bildungsausgaben des Landes für die Erwachsenenbildung einzusetzen. Eine 
hauptamtliche Leitung einer VHS würde in bescheidenem Umfang finanziell gefördert 
werden, wenn die/der Inhalberin/-er einen Hochschulabschluss vorweisen könne und 
unbefristet vollzeitlich tätig wäre. Eine Eingruppierung wäre bei EG 11 vorzunehmen. 
Bei Vollzeit würde eine Förderung von 9.000 €, bei Teilzeit mindestens 50 % 4.500 € 
p.a.. 
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Hat die Volkshochschule ein Angebot von 3000 Stunden wäre eine halbe Stelle 
hauptamtliche Leitung erforderlich, jedenfalls in der Geschäftsführung, die allerdings 
nicht gefördert werden kann.  
 
In anderen Städten gäbe es auch Leitungskombination mit der Bibliothek der Stadt 
oder dem Archiv, zumal dort i.d.R. Hochschulabsolventen in Leitungspositionen tätig 
seien. 
 
Ein solches Modell könne durchaus für die Zukunft auch in Ratzeburg überlegt 
werden, zumal sich die personelle Situation in der Stadtbücherei verändern würde 
und darüber auch bei den Stellenplanberatungen bereits für die 
Nachtragshaushaltssatzung gesprochen werde. Inhaltlich haben dazu aber noch 
keine Gespräche stattgefunden. Das wird nach der Urlaubszeit unmittelbar 
fortgesetzt. Ob sich auf diese Weise Lösungen ergeben können ist noch offen.  
 
Thesen der VHS-Leitung für die Notwendigkeit einer guten Volkhochschule in 
Ratzeburg sind in der Anlage beigefügt. Es hat ein intensiver  Austausch mit 
Mitgliedern von Fraktionen der Stadtvertretung stattgefunden. Eine Sensibilisierung 
auch für die Fragen der Daseinsvorsorge ist erfolgt. 
 
 
Auch aus  den Städten Geesthacht und Schwarzenbek liegen Informationen über die 
dortige VHS-Organisation vor: 
 
Geesthacht 
Die VHS Geesthacht ist als gGmbH organisiert, wobei die Stadt 100%ige Trägerin 
ist. Die Gesellschafter sind allesamt Mitglieder der Ratsversammlung, den Vorsitz 
übernimmt immer die Bürgermeisterin/ der Bürgermeister oder die 1. Stadträtin/ der 
1. Stadtrat. 
Die Einlage beträgt 25.000,-- €, der jährliche Zuschuss der Stadt beträgt 200.000,-- 
€, das sind 38% der entstehenden Kosten. Weitere 39% der Kosten werden durch 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Kurse getragen, der Rest wird durch 
Zuschüsse von Kreis, Land und Bund gedeckt. 
Die VHS Geesthacht beschäftigt 6 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter. 
Die Zahlen lassen erkennen, dass sich die VHS Geesthacht in einem Bereich des 7-
fachen Volumens zur VHS der Stadt Ratzeburg bewegt und daher eine 
Vergleichbarkeit schon allein wegen der Möglichkeiten des großen Personalstamms 
und des finanziellen Volumens zu der VHS Ratzeburg nicht gegeben ist. 
 
Schwarzenbek 
Die VHS Schwarzenbek hat als Organisationsform den Verein gewählt. Die 
Vereinsmitglieder rekrutieren sich aus den Bürgerinnen/ Bürgern mit einem 
Jahresbeitrag von 7,50 € pro Einzelperson bzw. 12,-- € Familienbeitrag. Es ist 
allerdings zu bemerken, dass die Vereinszugehörigkeit stagniert, bzw. abnimmt. 
Die Vorstandsarbeit wird von Bürgerinnen und Bürgern geleistet, hinzu kommt 
traditionell die Kämmerin/ der Kämmerer der Stadt. 
Die Räume der VHS werden durch die Stadt angemietet und der VHS kostenlos zur 
Verfügung gestellt. Neben der ehrenamtlichen Leitung sind bei der VHS zwei 
Teilzeitkräfte mit 30 bzw. 20 Wochenstunden beschäftigt. 
Die Stadt Schwarzenbek bezuschusst die VHS mit 28.000.-- € jährlich.  
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Die VHS übernimmt hier darüber hinaus die OGS Kurse, die gesondert abgerechnet 
werden. Über die Hörergebühr werden in Schwarzenbek ca. 60% der Kosten 
abgedeckt, der Rest durch Stadt sowie Zuschüsse Kreis, Land und Bund. 
 
 
 
 
 
 

Mitgezeichnet haben: 
 
 
 
Anlagen: 
 
Positionspapier der Landes-VHS  
Broschüre „Die Volkshochschule – Bildung in öffentlicher Verantwortung 
Positions-Papier der VHS Ratzeburg 
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Landtagswahl 2017 

Volkshochschulen und Bildungsstätten sind unverzichtbar!  

Volkshochschulen und Bildungsstätten sind öffentlich verantwortete Einrichtungen der Weiterbildung. Sie 
genießen ein hohes Ansehen in der Bevölkerung und in der Politik. In den letzten Monaten hat sich 
eindrücklich bestätigt, dass sie ihren Aufgaben als kommunale Bildungseinrichtungen bestens gerecht 
werden. Auch in Zukunft wollen Volkshochschulen und Bildungsstätten Weiterbildung auf hohem Niveau 
zu sozial verträglichen Preisen bedarfsgerecht und bevölkerungsnah anbieten.  

 

Um die vielfältigen Aufgaben wahrnehmen zu können, brauchen sie….  

 die gesetzliche Verankerung als Pflichtaufgabe von Kommunen, Kreis und Land 

 eine finanzielle Absicherung der Volkshochschulen und Bildungsstätten durch Dynamisierung der 
Landesförderung  

 die Schaffung einer verlässlichen kommunalen Finanzierung der Volkshochschulen 

 eine finanzielle Förderung von regionalen Kompetenzzentren für Integration, Alphabetisierung, 
Grundbildung und Schulabschlüsse 

 die Unterstützung einer digitalen Infrastruktur für die Beteiligung an der digitalen Entwicklung 

 

Volkshochschulen und Bildungsstätten sind Bildungs- und Kulturzentren für lebenslanges Lernen  

Volkshochschulen und Bildungsstätten sind die Einrichtungen für berufliche, allgemeine, kulturelle und 
politische Bildung überall im Land. In der Bildungstradition der Volkshochschulen lernen Teilnehmende 
gemeinsam miteinander und voneinander. Unabhängig von Herkunft, Alter, Geschlecht, ethnischer und 
religiöser Zugehörigkeit können Menschen ihre individuellen Bildungsinteressen realisieren. 

Sie unterstützen Menschen in einer zunehmend komplexen Lebenswelt, aktiv an Gesellschaft, Kultur und 
Beschäftigung zu partizipieren und ihr Leben sinnvoll und eigenverantwortlich zu gestalten. Sie 
organisieren und unterstützen lebenslanges Lernen für den Einzelnen und einen lebendigen Austausch 
für den Zusammenhalt der Gesellschaft.  

Volkshochschulen und Bildungsstätten sind Mitglieder im Landesverband der Volkshochschulen. Die 
Bildungsstätten im Landesverband der Volkshochschulen verbinden mit ihrem besonderen Profil 
überregionale Attraktivität mit kommunaler Verankerung.  

 

Volkshochschulen und Bildungsstätten arbeiten in öffentlicher Verantwortung 

Volkshochschulen sind kommunal finanziert, regional organisiert und landesweit strukturiert. In den 
Kommunen sind sie besonders im ländlichen Raum zugleich Bildungs- und Kulturzentrum, Lernort, 
sozialer und kultureller Treffpunkt für alle und übernehmen als solche wichtige kommunale 
Dienstleistungen. 

Volkshochschulen handeln auf Grundlage der Landesverfassung, Art. 9 (3) und des Weiterbildungs-
gesetzes § 15. Mit rund 150 Einrichtungen sichern sie landesweit ein Weiterbildungsangebot, das für die 
Bevölkerung erreichbar und finanzierbar ist. Sie sind Partner der Kommunen und der Kreise bei einer 
trägerübergreifenden Weiterbildungsberatung und in der Umsetzung von arbeitsmarkt- und 
sozialpolitischen Aufgaben.  

 

Volkshochschulen und Bildungsstätten sichern soziale Gerechtigkeit 

Unsere Gesellschaft steht vor enormen Herausforderungen. Volkshochschulen und Bildungsstätten 
wollen gesellschaftlichen Dialog ermöglichen und zum gesellschaftlichen Konsens beitragen.  

Drei Themen stehen im Fokus: 

Menschen brauchen (Grund-)Bildung, um die sich verändernde Gesellschaft demokratisch, 
verantwortungsbewusst und partizipativ gestalten zu können. Das gilt insbesondere für diejenigen, die als 
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Erwachsene bisher Versäumtes nachholen und z.B. Lesen und Schreiben lernen, Schulabschlüsse 
erwerben und mit Zusatzqualifikationen ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern wollen.  

Integration von Zugewanderten ist mehr als die Vermittlung von Sprachkenntnissen. Volkshochschulen 
schaffen mit einem systematischen und professionellen Angebot die Grundlage, bieten darüber hinaus 
viele Möglichkeiten, damit Integration gemeinsam mit der aufnehmenden Gesellschaft gelingen kann.  

Die digitale Entwicklung erfordert ebenfalls ein ständiges Neu- und Umlernen. Die Transformation der 
Gesellschaft braucht Menschen, die über fachliches und handwerkliches Wissen verfügen, und auch in 
der Lage sind, am gesellschaftlichen Diskurs zu partizipieren und ihn verantwortlich zu gestalten.  

 

Alphabetisierung, Grundbildung und anerkannte Schulabschlüsse für alle sind Voraussetzung für 
Fachkräfte 

Eine gute Grundqualifikation ist Voraussetzung für die Integration in den Arbeitsmarkt. Die aktuelle 
OECD-Studie geht davon aus, dass ein großer Teil der 15-jährigen Schülerinnen und Schüler immer 
noch nicht ausreichend gut lesen können. Immer noch verlassen zu viele Jugendliche die Schule ohne 
Schulabschluss. 

Um die Fachkräftelücke zu schließen, ist es unabdingbar, dass bildungsbenachteiligte Menschen 
unabhängig vom Alter die Möglichkeit zum kostenlosen Schulabschluss erhalten. 

Die Einrichtung von Kompetenzzentren für Grundbildung ist unerlässlich, um von Maßnahmen zur 
Alphabetisierung über Grundbildung bis zu Schulabschlüssen ein flexibles und bedarfsorientiertes 
Angebot in den Ballungsgebieten und im ländlichen Raum zu gewährleisten. 

Kompetenzzentren für Grundbildung bieten gleichzeitig die Möglichkeit, auch Flüchtlingen und 
Migrant/innen den Zugang zu Bildungsabschlüssen und damit zur Integration in Ausbildung und Arbeit zu 
ermöglichen. 

 

Volkshochschulen und Bildungsstätten sind Orte der Integration 

Besonders bei der Integration von Flüchtlingen haben Volkshochschulen bewiesen, dass sie für die 
Erfüllung öffentlicher Pflichtaufgaben unverzichtbar sind. Landesweit bieten Volkshochschulen 
professionelle und systematische Sprachkurse auf allen Niveaustufen, kooperieren mit anderen Trägern, 
schaffen Verbindungen zu schulischen Angeboten einerseits und zum Übergang in Ausbildung und Arbeit 
andererseits, bilden Netzwerke. Sie beraten und vermitteln, organisieren Kurse und unterstützen 
ehrenamtliches Engagement. Um diesen Aufgaben dauerhaft gerecht werden zu können, brauchen sie 
verlässliche personelle und finanzielle Strukturen, die unabhängig von der Finanzierung konkreter 
Maßnahmen sind. 

 

Digitale Agenda – Kompetenz und Teilhabe für die Weiterbildung 

Volkshochschulen und Bildungsstätten unterstützen die digitale Agenda des Landes. Die Aufgaben der 
Weiterbildung umfassen die Entwicklung von Medienkompetenz, Nutzung von digitalen Medien, die 
Verbindung von analogen und digitalen Lernwelten. Volkshochschulen und Bildungsstätten sind 
öffentliche Orte, die der Bevölkerung den Zugang zur digitalen Welt ermöglichen. 

 

Volkshochschulen und Bildungsstätten brauchen regionale Strukturen 

Volkshochschulen und Bildungsstätten in Schleswig-Holstein sind vielfältig wie das Land. Neben großen, 
hauptberuflich geleiteten Einrichtungen mit unterschiedlich qualifizierten Mitarbeiter/innen und vielen 
Honorarkräften aus den verschiedenen Fachgebieten gibt es kleinere und kleine Volkshochschulen, die 
mit Engagement und Professionalität nebenberuflich geleitet und gestaltet werden. Diese besondere 
Struktur sichert die Flächendeckung, erfordert aber eine gute Vernetzung, um Kompetenzen gemeinsam 
nutzen zu können. Insbesondere die Themen Integration, Grundbildung und Digitale Partizipation 
erfordern zusätzliche Maßnahmen in der regionalen Vernetzung, damit ein wohnortnahes 
Bildungsangebot gewährleistet werden kann.  

 

Kiel, Mai 2016 

 
Geschäftsstelle Holstenbrücke 7, 24103 Kiel – Telefon +49 431 97984-0 – Telefax +49 431 96685  

 Förde Sparkasse – IBAN: DE86 2105 0170 0092 0520 00, BIC: NOLADE21KIE 
Steuer-Nr.: 19/292/80328  -  Vereinsregister-Nr.: VR 2132 KI 
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 – 2018 
 Datum: 15.08.2016 
 SR/BerVoSr/307/2016 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

06.09.2016 Ö 

 
 
Verfasser:   Susanne Born  FB/Az: 230.44.10 
 
 

Bericht aus der Schulkonferenz an der Lauenburgischen 
Gelehrtenschule am 23.06.2016 
 

Zusammenfassung: Berichterstattung gemäß Beschluss der Stadtvertretung 
  
  
 

___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Lutz Jakubczak am 11.08.2016 
Bürgermeister Voß am 15.08.2016 
 

 

Sachverhalt: 
 
Am 16.09.2013 hat die Stadtvertretung beschlossen, aus ihrer Mitte Herrn Ratsherr 
Hildebrand als Vertreter der Stadt Ratzeburg als Schulträger in den Schulkonferenzen der 
Lauenburgischen Gelehrtenschule zu bestimmen. Für die Stellvertretung wurde Frau 
Ratsherrin Clasen bestimmt. 
Mit vorangegangenen Beschlüssen legte die Stadtvertretung fest, dass die Vertreter der 
Stadt Ratzeburg ausschließlich die Auffassung des Schulträgers zu vertreten und in den 
zuständigen Gremien zu berichten haben. 
 
Die letzte Schulkonferenz der Lauenburgischen Gelehrtenschule fand am 23.06.2016 statt. 
 
Die/der Vertreter/in des Schulträgers in der Schulkonferenz wird gebeten, in der Sitzung 
mündlich zu berichten.  
 
 

Mitgezeichnet haben: 
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 – 2018 
 Datum: 15.08.2016 
 SR/BeVoSr/358/2016 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

06.09.2016 Ö 

 
 
Verfasser: Susanne Born  FB/Aktenzeichen: 5.55.33 
 
 

Wahl eines Mitgliedes in den Kindergartenbeirat der 
Kindertagesstätte der AWO, "Die Wilde 13" 
 
Zielsetzung: Besetzung des Beirates gemäß Finanzierungsvereinbarung 
 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
  
Der ASJS beschließt, für den Beirat der Kindertagesstätte der AWO, „Die Wilde 
13“, Frau_______________________/ Herrn___________________ zu benennen.  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Lutz Jakubczak am 11.08.2016 
Bürgermeister Voß am 15.08.2016 
 

 
Sachverhalt: 
Für die Ratzeburger Kindertagesstätten werden gemäß dem Kita-Gesetz und den 
Finanzierungsvereinbarungen Beiräte gebildet. Neben dem Bürgermeister sind pro 
Beirat zwei Vertreter/innen der Stadt Ratzeburg zu benennen. 
Herr Kevin Piffl vertrat die Stadt Ratzeburg im Beirat der Kindertagesstätte der AWO,  
„Die Wilde 13“. Für ihn ist eine Nachbesetzung erforderlich.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Haushalt:  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
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mitgezeichnet haben: 
 
 
 



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 – 2018 
 Datum: 15.08.2016 
 SR/BeVoSr/357/2016 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

06.09.2016 Ö 

Hauptausschuss 12.09.2016 Ö 

Stadtvertretung 26.09.2016 Ö 

 
 
Verfasser: Susanne Born  FB/Aktenzeichen: FB 1 
 
 

Kommunale Integrationsstrategie 
 
Zielsetzung: 
Entwicklung einer kommunalen Strategie zur Integration von geflüchteten Menschen; 
hier: Zwischenbericht 
 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
  
Der Ausschuss nimmt den laufenden Prozess zur Entwicklung einer 
kommunalen Integrationsstrategie zustimmend zur Kenntnis und empfiehlt 
dem Hauptausschuss sowie der Stadtvertretung, sich in den kommenden 
Sitzungen mit den weiteren Arbeitsergebnissen zu befassen und einen 
Beschluss zur Umsetzung herbeizuführen.  
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Lutz Jakubczak am 11.08.2016 
Bürgermeister Voß am 15.08.2016 
 

 
Sachverhalt: 
Das Thema „Kommunale Integrationsstrategie „ war Gegenstand der Sitzung des 
ASJS am 30.06.2016.  
In der Sitzung wurde der Beschluss gefasst, das Thema zunächst an die Fraktionen 
zu verweisen und in der nächsten Sitzung des ASJS zu beraten. 
Inhaltlich wird insoweit auf die Vorlage zu TOP 9 der Sitzung des ASJS vom 
30.06.2016 verwiesen. 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Haushalt:  
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
 
 
 
mitgezeichnet haben: 
 
 
 



 

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 – 2018 
 Datum: 19.08.2016 
 SR/BeVoSr/356/2016 
 

Gremium Datum Behandlung 

Ausschuss für Schule, Jugend und 
Sport 

06.09.2016 Ö 

 
 
Verfasser: Herr Lutz Jakubczak  FB/Aktenzeichen:  
 
 

I. Nachtragshaushaltsplan der Stadt Ratzeburg für das 
Haushaltsjahr 2016 
 
Zielsetzung: Verabschiedung eines Nachtragshaushaltsplans nach den gesetzlichen 
Vorgaben 
 
 
 
 
 Beschlussvorschlag: 
 
Der ASJS beschließt die der Stadtvertretung vorzuschlagenden Änderungen 
für den I. Nachtragshaushaltsplan 2016 nach Maßgabe der Beratungen 
   
 
 

 
___________________    __________________     
      Bürgermeister          Verfasser 

 
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch: 
Lutz Jakubczak am 16.08.2016 
Bürgermeister Voß am 19.08.2016 
 

 
Sachverhalt:  
Vor Beratung im Finanzausschuss und abschließender Beschlussfassung durch die 
Stadtvertretung sollen die Haushaltsanmeldungen in den Fachausschüssen beraten 
werden, um entsprechende Empfehlungen auszusprechen. Die Mittelanmeldungen 
sind der beigefügten Liste zu entnehmen. 
  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende 
Auswirkungen auf den Haushalt: siehe Anlage  
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Anlagenverzeichnis: 
Anlage 1 
 
 
 
 
mitgezeichnet haben: 
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